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§ 4  BauNVOAllgemeines Wohngebiet
(siehe textl. Festsetzungen § 1)

ART DER BAULICHEN NUTZUNG

Planzeichenerklärung

§ 9 (1) Nr. 1 BauGB

WA

§ 9 (1) Nr. 1 BauGB

Grundflächenzahl0,3

MAß DER BAULICHEN NUTZUNG

§ 16  BauNVO

Baugrenze

§ 9 (1) Nr. 2 BauGBBAUWEISE; BAUGRENZE

§ 23  BauNVO

§ 9 (1) Nr. 11 BauGBVERKEHRSFLÄCHEN

öffentliche Verkehrsflächen

Straßenbegrenzungslinie

GHmax = maximale Gebäudehöhe
(siehe textl. Festsetzungen § 2)

§ 16  BauNVOGHmax=
9,50 m

öffentliche Verkehrsflächen mit der besonderen
Zweckbestimmung: "Fuß- und Radweg"

FLÄCHEN ZUM ANPFLANZEN VON BÄUMEN,

STRÄUCHERN UND SONSTIGEN BEPFLANZUNGEN § 9 (1) Nr. 25 a BauGB

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen,
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen
(siehe textl. Festsetzungen § 7)

SONSTIGE PLANZEICHEN

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des
Bebauungsplanes

§ 9 (7) BauGB

3 Gebäude

22
6

Flurstücksnummer

Flurstücksgrenzen mit Grenzpunkten

SONSTIGE DARSTELLUNGEN OHNE NORMCHARAKTER

Bemaßung

Zahl der Vollgeschosse § 16  BauNVOI

§ 22 BauNVO

F/R

offene Bauweise,
nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig

6

§ 9 (1) Nr. 16 BauGB

FLÄCHEN FÜR DIE WASSERWIRTSCHAFT UND
DIE REGELUNG DES WASSERABFLUSSES

Umgrenzung von Flächen für die Wasserwirtschaft
und die Regelung des Wasserabflusses
(Regenrückhaltebecken)
(siehe textl. Festsetzungen § 4)

Maßstab 1:1.000

Übersichtsplan Maßstab 1 : 25.000

Planungsbüro REINOLD
Raum- und Stadtplanung IfR

31675 Bückeburg - Fauststraße 7
Telefon 05722 - 7188760 Telefax 05722 - 7188761

Kartengrundlage: Topographische Karte 1:25.000 (TK 25)
        Maßstab: 1:25.000

Quelle: Auszug aus den Geobasisdaten der Niedersächsichen Vermessungs-
und Katasterverwaltung

Quelle: Auszug aus den Geobasisdaten der Niedersächsischen Vermessungs- und Katasterverwaltung, © 2016

Bauleitplanung der Stadt Walsrode
(ehemals Gemeinde Bomlitz)

Landkreis Heidekreis

Bebauungsplan Nr. 38
„Kettenburger Weg“
Ortschaft Jarlingen

einschl. örtlicher Bauvorschriften

- Abschrift -

Präambel des Bebauungsplanes
(einschl. örtlicher Bauvorschriften)

Aufgrund der  §§ 1 Abs. 3 und 10 des Baugesetzbuches (BauGB) und des § 84 der Niedersächsischen Bauordnung
i.V.m. § 58 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes hat der Rat der Stadt Walsrode diesen
Bebauungsplan Nr. 38 „Kettenburger Weg“, einschl. örtlicher Bauvorschriften, bestehend aus der Planzeichnung und den
nebenstehenden textlichen Festsetzungen  - sowie den nebenstehenden örtlichen Bauvorschriften - als Satzung
beschlossen.

Walsrode, den 15.09.2021

gez. Spöring
.....................................
Bürgermeisterin

Aufstellungsbeschluss

Der Bauausschuss der Gemeinde Bomlitz hat in seiner Sitzung am 09.06.2016 die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr.
38 „Kettenburger Weg“, einschl. örtlicher Bauvorschriften, beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss ist gemäß § 2 Abs. 1
BauGB am 24.06.2017 ortsüblich bekanntgemacht worden.

Walsrode, den 15.09.2021

gez. Spöring
...........................................
Bürgermeisterin

Planunterlage

Kartengrundlage: Liegenschaftskarte
Maßstab: 1:1000

Gemarkung: Jarlingen
Flur: 2

Quelle: Auszug aus den Geobasisdaten der Niedersächsischen
Vermessungs- und Katasterverwaltung,

© 2016
Landesamt für Geoinformation

    und Landesvermessung Niedersachsen

Regionaldirektion Sulingen-Verden

Die Planunterlage entspricht dem Inhalt des Liegenschaftskatasters und weist die städtebaulich bedeutsamen baulichen
Anlagen sowie Straßen, Wege und Plätze vollständig nach (Stand vom 07/2016).
Sie ist hinsichtlich der Darstellung der Grenzen und der baulichen Anlagen geometrisch einwandfrei.

Die Übertragbarkeit der neu zu bildenden Grenzen in die Örtlichkeit ist einwandfrei möglich.

Fallingbostel, den 07.09.2021
LGLN, Regionaldirektion Sulingen-Verden, Katasteramt Fallingbostel

gez. Wittkugel
......................................................................
(Unterschrift)

Planverfasser

Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 38 „Kettenburger Weg“, einschl. örtlicher Bauvorschriften, sowie der Begründung
einschl. Umweltbericht wurde ausgearbeitet vom:

Planungsbüro REINOLD
Fauststraße 7  
31675 Bückeburg
Tel.: 05722 - 7188760
Fax: 05722 - 7188761 

Bückeburg, den 16.08.2021

gez. Reinold
....................................
Planverfasser

Öffentliche Auslegung

Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde Bomlitz hat in seiner Sitzung am 07.03.2019 dem Entwurf des
Bebauungsplanes Nr. 38 „Kettenburger Weg“, einschl. örtlicher Bauvorschriften, sowie dem Entwurf der Begründung
einschl. Umweltbericht zugestimmt und seine öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen.

Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am 11.04.2019 ortsüblich bekanntgemacht.

Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 38 „Kettenburger Weg“, einschl. örtlicher Bauvorschriften,
und Entwurf der Begründung einschl. Umweltbericht sowie die wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen
Stellungnahmen haben vom 23.04.2019 bis 07.06.2019 gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen und wurden
gem. § 4 a Abs. 4 BauGB zusammen mit der ortsüblichen Bekanntmachung zeitgleich auf der Internetseite der
Gemeinde Bomlitz zur Einsichtnahme bereitgestellt.

Walsrode, den 15.09.2021

gez. Spöring
...................................
Bürgermeisterin

Erste erneute öffentliche Auslegung

Der Verwaltungsausschuss der Stadt Walsrode hat in seiner Sitzung am 01.10.2020 dem geänderten Entwurf des
Bebauungsplanes Nr. 38 „Kettenburger Weg“, einschl. örtlicher Bauvorschriften, und dem geänderten Entwurf der Begründung
einschl. Umweltbericht zugestimmt und die erneute öffentliche Auslegung gem. § 4 a Abs. 3 BauGB i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB
beschlossen.

Ort und Dauer der erneuten öffentlichen Auslegung wurden am 24.10.2020 ortsüblich bekannt gemacht.

Der geänderte Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 38 „Kettenburger Weg“, einschl. örtlicher Bauvorschriften, und der geänderte
Entwurf der Begründung einschl. Umweltbericht sowie die wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen
Stellungnahmen haben vom 02.11.2020 bis 03.12.2020 gemäß § 3 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 4 a Abs. 3 BauGB erneut öffentlich
ausgelegen und wurden gem. § 4 a Abs. 4 BauGB zusammen mit der ortsüblichen Bekanntmachung zeitgleich auf der
Internetseite der Stadt Walsrode zur Einsichtnahme bereitgestellt.

Walsrode, den 15.09.2021

gez. Spöring
...................................
Bürgermeisterin

Zweite erneute öffentliche Auslegung

Der Verwaltungsausschuss der Stadt Walsrode hat in seiner Sitzung am 25.03.2021 dem geänderten Entwurf des
Bebauungsplanes Nr. 38 „Kettenburger Weg“, einschl. örtlicher Bauvorschriften, und dem geänderten Entwurf der Begründung
einschl. Umweltbericht zugestimmt und die erneute öffentliche Auslegung gem. § 4 a Abs. 3 BauGB i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB
beschlossen.

Ort und Dauer der erneuten öffentlichen Auslegung wurden am 10.04.2021 ortsüblich bekannt gemacht.

Der geänderte Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 38 „Kettenburger Weg“, einschl. örtlicher Bauvorschriften, und der geänderte
Entwurf der Begründung einschl. Umweltbericht sowie die wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen
Stellungnahmen haben vom 20.04.2021 bis 21.05.2021 gemäß § 3 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 4 a Abs. 3 BauGB erneut öffentlich
ausgelegen und wurden gem. § 4 a Abs. 4 BauGB zusammen mit der ortsüblichen Bekanntmachung zeitgleich auf der
Internetseite der Stadt Walsrode zur Einsichtnahme bereitgestellt.

Walsrode, den 15.09.2021

gez. Spöring
...................................
Bürgermeisterin

Satzungsbeschluss

Der Rat der Stadt Walsrode hat den Bebauungsplan Nr. 38 „Kettenburger Weg“, einschl. örtlicher Bauvorschriften, nach
Prüfung der Stellungnahmen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in seiner Sitzung am 29.06.2021 als Satzung (§ 10 BauGB) sowie die
Begründung einschl. Umweltbericht (gem. § 9 Abs. 8 und § 2 a BauGB) beschlossen.

Walsrode, den 15.09.2021

gez. Spöring
......................................
Bürgermeisterin

Inkrafttreten

Der Bebauungsplan Nr. 38 „Kettenburger Weg“, einschl. örtlicher Bauvorschriften, ist gemäß
§ 10 Abs. 3 BauGB am 25.09.2021 ortsüblich bekanntgemacht worden.
Der Bebauungsplan Nr. 38 „Kettenburger Weg“, einschl. örtlicher Bauvorschriften, ist damit am 25.09.2021 inkraftgetreten.

Walsrode, den 04.10.2021

gez. Spöring
....................................
Bürgermeisterin

Verletzung von Vorschriften

Innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten des Bebauungsplanes Nr. 38 „Kettenburger Weg“, einschl. örtlicher Bauvorschriften,
ist die Verletzung von Vorschriften sowie beachtliche Mängel des Abwägungsvorganges beim Zustandekommen des
Bebauungsplanes und der Begründung einschl. Umweltbericht nicht geltend gemacht worden.

Walsrode, den __.__.____

....................................
Bürgermeisterin

Ausfertigungsvermerk

Es wird bestätigt, dass der Inhalt dieses Bebauungsplanes mit seinen Festsetzungen durch Zeichnung, Farbe, Schrift und Text
mit den hierzu ergangenen Beschlüssen des Rates übereinstimmt und dass die für die Rechtswirksamkeit maßgebenden
Verfahrensvorschriften eingehalten worden sind.

Walsrode, den 04.10.2021

gez. Spöring
.....................................
Bürgermeisterin

I. Textliche Festsetzungen

§ 1 Art der baulichen Nutzung – Allgemeines Wohngebiet (WA)
(gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; §§ 4 u. 1 Abs. 6 BauNVO)

(1) Innerhalb des festgesetzten WA-Gebietes sind die nachfolgend aufgeführten Nutzungen gem. § 4 Abs. 2
BauNVO allgemein zulässig:

- Wohngebäude,
- die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften sowie nicht 

störenden Handwerksbetriebe,
- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke.

(2) Innerhalb des festgesetzten WA-Gebietes sind die nachfolgend aufgeführten Nutzungen gem. § 4 Abs. 3
BauNVO nur ausnahmsweise zulässig:

- sonstige, nicht störende Gewerbebetriebe.

(3) Innerhalb der festgesetzten WA-Gebiete sind nachfolgend aufgeführte Nutzungen gem.
§ 1 Abs. 6 BauNVO i.V.m. § 4 Abs. 3 BauNVO nicht zulässig:

- Betriebe des Beherbergungsgewerbes,
- Anlagen für Verwaltungen,
- Gartenbaubetriebe,
- Tankstellen.

§ 2 Begrenzung der Höhen baulicher Anlagen
(gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 16 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO)

(1) Innerhalb des WA-Gebietes wird die max. Gebäudehöhe (GH) der baulichen Anlagen auf 9,50 m über
Bezugsebene begrenzt. Als maßgeblicher Bezugspunkt wird der höchste Punkt der Dachhaut definiert.

(2) Bezugsebene ist die Oberkante der zur Erschließung des Grundstückes notwendigen angrenzenden
öffentlichen Verkehrsfläche im Ausbauzustand auf Höhe der mittleren Frontbreite der zur öffentlichen
Verkehrsfläche ausgerichteten Grundstückgrenze. Als maßgeblicher Bezugspunkt wird der höchste
Punkt der Dachhaut definiert. Steigt das Gelände von der Verkehrsfläche zum Gebäude, so darf das o.g.
Maß um einen Zuschlag überschritten werden; der zulässige Zuschlag ergibt sich aus der Differenz
zwischen der Höhe der natürlichen Geländeoberfläche, gemessen an der der Verkehrsfläche
zugewandten Seite des Gebäudes und der Bezugsebene. Geringfügige, baubedingte Abweichungen
von bis zu 0,1 m sind zulässig. Bei Eckgrundstücken gilt die Grundstücksseite, welche die für die
Erschließung des Grundstückes notwendige Zufahrt aufweist.

§ 3 Nebenanlagen, Carports und Garagen
(gem. § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. §§ 12, 14 und 19 BauNVO)

Innerhalb des WA-Gebietes sind auf den, den im Bebauungsplan festgesetzten öffentlichen
Verkehrsflächen und den dem Kettenburger Weg zugewandten, nicht überbaubaren Grundstücksflächen
Nebenanlagen, Carports (offene Kleingaragen) und Garagen nicht zulässig (§ 14 und § 12 (6) BauNVO).

§ 4 Begrenzung der Anzahl der Wohnungen in Wohngebäuden
(gem. § 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB)

Innerhalb des WA-Gebietes wird die Anzahl der Wohnungen je Wohngebäude wie folgt begrenzt:

- bei Einzelhäusern: max. 2 Wohnungen,
- bei Doppelhäusern (d.h. je Gebäudehälfte): max. 2 Wohnungen.

§ 5 Ableitung des Oberflächenwassers/Flächen für die Regelung des Wasserabflusses
(gem. § 9 Abs. 1 Nr. 14 und 16 BauGB)

(1) Das im festgesetzten WA-Gebiet anfallende Oberflächenwasser ist an das innerhalb der im
Bebauungsplan festgesetzten Fläche für die Regelung des Wasserabflusses (Regenrückhaltebecken)
zu errichtende Regenrückhaltebecken abzuleiten.

a. Als Bemessung für das zu errichtende Regenrückhaltebecken sind 3 l/s*ha für ein 5-jährliches 
Regenereignis zu Grunde zulegen.

b. Die Freiflächen außerhalb des Regenrückhaltebeckens, die nicht für die Unterhaltung des 
Beckens erforderlich sind, sind  als Extensivwiese/ halbruderale Gras- und Staudenflur mit 
standortheimischen Gräsern und Kräutern (vorzugsweise Regiosaatgut) anzusäen und 2 – 3x 
jährlich ab Anfang Juni zu mähen.

(2) Die in Abs. 1 genannten Ansaatmaßnahmen sind nach Erstellung des Regenrückhaltbeckens auf den
dafür vorgesehenen Flächen auszuführen. Die genannten Maßnahmen sind jedoch spätestens innerhalb
von 2 Vegetationsperioden nach Erstellung des Regenrückhaltbeckens fertigzustellen.

(3) Innerhalb der festgesetzten Fläche für die Regelung des Wasserabflusses (Regenrückhaltebecken) ist
die Anlage eines Buswartehauses und eines der Erholung und dem Aufenthalt dienenden Sitzplatzes
mit der erforderlichen Zuwegung zulässig, soweit die Funktion des Regenrückhaltebeckens nicht
beeinträchtigt wird.

§ 6 Festsetzungen zum Artenschutz (gem. § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Der in dem unter Hinweis Nr. 5 abgebildeten Übersichtsplan verzeichnete Baum mit der Nummer 4 ist zu
erhalten. Sofern eine Erhaltung des Baumes nicht möglich ist (z. B. wegen der Verkehrssicherheit) sind
innerhalb des Plangebietes vor Entnahme des Baumes künstliche Nisthilfen wie folgt anzubringen,
dauerhaft zu sichern und zu unterhalten:

- für die Birke Nr. 4 ein Nistkasten für Halbhöhlenbrüter und zwei Fledermauskästen, die eng 
benachbart zueinander angebracht werden;.

§ 7 Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen
(gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB)

(1) Auf den im Bebauungsplan festgesetzten Flächen zum Anpflanzen von Bäumen Sträuchern und
sonstigen Bepflanzungen gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB sind standortgerechte, im Naturraum
heimische Sträucher und Bäume zu pflanzen, zu erhalten und bei Abgang gleichartig zu ersetzen. Eine
Anrechnung auf Abs. 2 ist nicht zulässig. Die Pflanzungen sind zu 10 % aus klein- oder mittelkronigen
Bäumen und zu 90 % aus Sträuchern herzustellen. Die zu pflanzenden baumartigen Laubgehölze sind
als Heister, 2 x verpflanzt, 150 - 200 cm hoch und die Sträucher, 2 x verpflanzt, 60 - 100 cm hoch zu
pflanzen. Die Artenwahl richtet sich nach Angaben der Artenliste unter Hinweis Nr. 3. Es ist eine
mehrreihige Pflanzung umzusetzen mit Reihenabständen von 1,25 m zueinander und Pflanzabständen
in den Reihen von 1,50 m. Die Sträucher sind in Gruppen zu 5-7 Stück, Bäume einzeln in Abständen
von 8 – 12 m zueinander zu pflanzen. Seitlich sind Saumbereiche in einer Breite von 0,6 m von der
Bepflanzung freizuhalten. Die Pflanzungen sind so anzulegen und zu pflegen, dass sich ein
artenreiches, freiwachsendes Gehölz entwickeln kann.

(2) Je angefangene 400 qm Grundstücksfläche innerhalb der WA-Gebiete ist auf den privaten
Baugrundstücken mindestens ein Laubbaum oder ein Obstgehölz zu pflanzen, zu erhalten und bei
Abgang zu ersetzen. Die zu pflanzenden Laubbäume sind als Hochstamm mit einem Stammumfang von
mind. 12 cm in 1 m Höhe oder als wirksamer Stammbusch mit einer Mindesthöhe von 2 m zu pflanzen.
Die zu pflanzenden Obstbäume sind als Hochstamm mit einem Stammumfang von mind. 12 cm in 1 m
Höhe zu pflanzen. Die Artenwahl richtet sich nach Angaben der Artenlisten unter den Hinweisen Nr. 3
und 4.

(3) Die Pflanzmaßnahmen sind spätestens 1 Vegetationsperiode nach Ingebrauchnahme der baulichen
Anlagen auf dem jeweiligen Grundstück umzusetzen.

II. Örtliche Bauvorschriften (gem. § 84 Abs. 3 Nr. 1, 3 und 6 NBauO)

§ 1 Räumlicher Geltungsbereich

Der räumliche Geltungsbereich der örtlichen Bauvorschriften ist identisch mit dem räumlichen
Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 38 „Kettenburger Weg“.

§ 2 Dächer

(1) Auf den innerhalb der festgesetzten WA-Gebiete errichteten Hauptgebäuden sind nur geneigte Dächer
mit Dachneigungen von 28 - 48 Grad zulässig. Bei Gras- und Reetdächern ist eine geringere
Dachneigung zulässig.

(2) Als Farben für die Dachdeckung sind die Farbtöne von "rot-rotbraun", „braun – dunkelbraun“ und
„schwarz-anthrazit“ in Anlehnung an die in § 5 (1) genannten RAL-Töne zulässig.

(3) Zur flächenhaften Dachdeckung sind gebrannte Tonziegel sowie Betondachsteine zulässig.
Hochglänzend engobierte (mit keramischer Überzugsmasse versehen), reflektierende Dachziegel bzw.
-steine, Metallbleche, Faserzement- und Kunststoffeindeckungen sind nicht zulässig.

(4) Die unter Abs. 1 bis 3 aufgeführten Bauvorschriften gelten nicht für lichtdurchlässige Flächen,
untergeordnete Gebäudeteile, Wintergärten, Terrassenüberdachungen, technische Einrichtungen zur
Nutzung erneuerbarer Energien (Solaranlagen, einschl. der Anlagen für die Nutzung von
Umgebungswärme), Gras- und Reetdächer sowie Nebenanlagen, Garagen und Carports (offene
Kleingaragen).

§ 3 Außenwände

(1) Außenwände von Hauptgebäuden sind, abgesehen von Wandöffnungen, nur mit Ziegelverblendung,
Putz oder Holz in Anlehnung an die in § 5 genannten RAL-Töne zulässig.

(2) Die unter Abs. 1 aufgeführten Bauvorschriften gelten nicht für Wintergärten, technische Einrichtungen
zur Nutzung erneuerbarer Energien (Solaranlagen, einschl. der Anlagen für die Nutzung von
Umgebungswärme) sowie Nebenanlagen, Garagen und Carports (offene Kleingaragen).

§ 4 Einfriedungen

Für die Einfriedung der Grundstücke zu den öffentlichen Verkehrsflächen sind nur die nachfolgend
aufgeführten Materialien zulässig:

1. Einfriedungen aus Ziegelmauerwerk (Farbe vgl. § 5 (1)),
2. Einfriedungen aus Naturstein,
3. Schnitthecken aus heimischen Laubgehölzen,
4. Holzzäune,
5. Metallzäune sind in Kombination mit Nr. 3 zulässig.

Die Höhe der Einfriedungen an öffentlichen Straßenverkehrsflächen ist auf max. 1,20 m Höhe begrenzt.
Bezugsebene ist die gewachsene Erdoberfläche.

§ 5 Farbtöne

Für die in § 2 Abs. 2, § 3 und § 4 festgesetzten Farbtöne sind die genannten Farben zu verwenden.
Diese Farben sind aus den nachstehend aufgeführten Farbmuster nach Farbregister RAL 840 HR
ableitbar.

(1) Für Dächer und Einfriedungen

1. Für den Farbton "rot - rot-braun" im Rahmen der RAL:
2001 - rotorange 3005 - weinrot
2002 - blutorange 3009 - oxydrot
3000 - feuerrot 3011 - braunrot
3002 - karminrot 3013 - tomatenrot
3003 - rubinrot 3016 - korallenrot
3004 - purpurrot

2. Für den Farbton "braun-dunkelbraun" im Rahmen der RAL:
8001 - ockerbraun 8014 - sepiabraun
8003 - lehmbraun 8015 - kastanienbraun
8004 - kupferbraun 8016 - mahagonibraun
8007 - rehbraun 8017 - schokoladenbraun
8008 - olivbraun 8023 - orangebraun
8011 - nussbraun 8024 - beigebraun
8012 - rotbraun 8025 - blassbraun

3. Für den Farbton „schwarz - anthrazit“ im Rahmen der RAL:
7016 - anthrazitgrau 9004 - signalschwarz
7021 - schwarzgrau 9011 - graphitschwarz
7024 - graphitgrau

(2) Für Außenwände

1. Für Putzfassaden
1013 - perlweiß 9001 - cremeweiß
1014 - elfenbein 9002 - grauweiß
1015 - hellelfenbein 9010 - reinweiß
7032 - kieselgrau 9016 - verkehrsweiß
7035 - lichtgrau 9018 - papyrusweiß

2. Für Ziegelsteinfassaden
2002 - blutorange 8003 - lehmbraun
3000 - feuerrot 8004 - kupferbraun
3001 - signalrot 8007 - rehbraun
3002 - karminrot 8011 - nussbraun
3003 - rubinrot 8012 - rotbraun
3011 - braunrot 8015 - kastanienbraun
3013 - tomatenrot
3016 - korallenrot

3. Für Holzfassaden
1013 - perlweiß 7035 - lichtgrau
1014 - elfenbein 9001 - cremeweiß
1015 - hellelfenbein 9002 - grauweiß
1023 – verkehrsgelb 9010 - reinweiß
3003 – rubinrot 9016 - verkehrsweiß
5014 – taubenblau 9018 - papyrusweiß
7032 - kieselgrau

§ 6 Gestaltung von Frei- und Gartenflächen

(1) Zur Erhaltung und Stärkung des Artenbestandes und der Artenvielfalt sind private Gartenflächen
gem. § 9 Abs. 2 NBauO möglichst strukturreich und naturnah zu gestalten. Die Anlage von Kies oder
Schottergärten (flächenhafte Schüttungen) sind unzulässig.

(2) Im Bereich zwischen der straßenzugewandten Seite der Hauptgebäude und der festgesetzten
Straßenflächen (sog. Vorgärten) sind gepflasterte, geschotterte und bekieste Flächen mit Ausnahme
von Zufahrten für Stellplätze, Carports und Garagen und notwendige Zuwegungen grundsätzlich
unzulässig.

§ 7 Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig handelt gem. § 80 Abs. 3 NBauO, wer als Bauherr, Entwurfsverfasser oder
Unternehmer vorsätzlich oder fahrlässig eine Baumaßnahme durchführen lässt oder durchführt, die nicht
den Anforderungen dieser örtlichen Bauvorschriften über Gestaltung entspricht. Die
Ordnungswidrigkeiten können gem. § 80 Abs. 5 NBauO mit einer Geldbuße bis zu 500.000 Euro
geahndet werden.

III. Hinweise

1. Rechtsgrundlagen und Verordnungen

Baugesetzbuch (BauGB)

in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. November 2017 (BGBl. l S. 3634), das zuletzt durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. l S. 1802) geändert worden ist.

Baunutzungsverordnung (BauNVO)

in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. l S. 3786), die durch Artikel 2 des
Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. l S. 1802) geändert worden ist.

Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhaltes

(Planzeichenverordnung – PlanZV)

in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 l S. 58), zuletzt geändert
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. l S. 1802).

Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG)

in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 10. Juni 2021 (Nds. GVBl. S. 368).

Niedersächsische Bauordnung (NBauO)

in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. April 2012 (Nds. GVBl. S. 46), zuletzt geändert durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 10. November 2020 (Nds. GVBl. S. 384).

2. Archäologischer Denkmalschutz

Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde wie etwa
Keramikscherben, Steingeräte oder Schlacken sowie Holzkohleansammlungen, Bodenverfärbungen
oder Steinkonzentrationen, gemacht werden, so sind diese gem. § 14 Abs. 1 des NDSchG auch in
geringer Menge meldepflichtig. Sie müssen der zuständigen Kommunalarchäologie bzw. der Unteren
Denkmalschutzbehörde des Landkreises Heidekreis sowie dem Niedersächsischen Landesamt für
Denkmalpflege unverzüglich gemeldet werden. Bodenfunde und Fundstellen sind nach § 14 Abs. 2
NDSchG bis zum Ablauf von vier Werktagen nach der Anzeige unverändert zu lassen, bzw. für ihren
Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die Denkmalschutzbehörde die Fortsetzung der Arbeiten
gestattet.

3. Artenliste für standortheimische und -gerechte Gehölzpflanzungen
(siehe textliche Festsetzung § 7)

4. Sortenliste für typische und bewährte Obstgehölze (siehe textliche Festsetzung § 7)

Äpfel Kirschen
Krügers Dickstiel Dolleseppler
Danziger Kantapfel Schneiders späte Knorpelkirsche
Kaiser Wilhelm Schattenmorelle
Baumanns Renette
Goldparmäne Pflaumen, Renecloden, Mirabellen
Kasseler Renette Frühzwetsche 
Adersleber Calvill Hauszwetsche
Finkenwerder Herbstprinz Nancy Mirabelle
Halberstädter Jungfernapfel Ontariopflaume
Schöner von Nordhausen Oullins Reneclode
Biesterfeld Renette Wangenheimer
Schwöbersche Renette
Sulinger Grünling Walnuss
Bremer Doorapfel Diverse Sorten

Birnen
Bosc´s Flaschenbirne
Clapps Liebling
Gellerts Butterbirne
Gräfin v. Paris
Gute Graue
Gute Luise
Köstliche von Charneux
Pastorenbirne 
Rote Dechantsbirne

5. Hinweise zu Maßnahmen und sonstigen Regelungen für den Artenschutz gem. § 6 der textlichen
Festsetzungen

a. Die Baufeldfreiräumung und Baumfällungen oder Gehölzrückschnitte sind nur in der Zeit zwischen
dem 01. Oktober und dem 28. Februar zulässig. Sofern ein Biologe vor Baubeginn feststellt, dass
keine Bruten / Fledermausquartiere (mehr) im Wirkbereich des Eingriffs vorhanden sind, ist auch 
ein abweichender Baubeginn möglich.

b. Vor Baufeldräumung ist eine örtliche Überprüfung eines fachlich qualifizierten Biologen auf 
mögliche Fledermausvorkommen und potenzieller Quartiersfunktionen durchzuführen.

Sofern ein Positivbefund für Fledermäuse ermittelt wird, ist eine umfänglichere 
Umweltbaubegleitung erforderlich. Fachlicher Bestandteil dieser Umweltbaubegleitung ist ein 
schriftlich formloser Ergebnisbericht, der bei Bedarf vorzulegen ist. Sollten Fledermausquartiere 
vorkommen, ist das weitere Vorgehen mit der Unteren Naturschutzbehörde abzustimmen. Vor die
ermittelten Ausfluglöcher kann ein sogenannter „One way Pass" installiert werden, der den 
Fledermäusen einen Ausflug ermöglicht, ein erneuter Einflug jedoch unterbunden wird. Erst nach
einem vollständigen Verlassen der Population ist eine Fällung zulässig. Sind aufgrund 
eingeschränkter Zugänglichkeit Unsicherheiten über einen tatsächlichen Besatz nicht 
auszuschließen, ist der Baum stückweise abzutragen, der entsprechende Stammabschnitt mit der
Höhlung vorsichtig zu bergen und am Boden auf Besatz zu kontrollieren.

Kommt es demnach durch die Gehölzrodung zu einem Entfall von Fortpflanzungs- und 
Ruhestätten, ist dieser durch artspezifische, vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen 
(CEF-Maßnahmen) in geeigneter Weise und Höhe zu kompensieren (Ermittlung im Rahmen der 
Umweltbaubegleitung, Prüfung auf mögliche Fledermausquartiere). Die Durchführung von 
möglicherweise notwendigen CEF-Maßnahmen im Zuge von Quartiersverlusten kann zu 
Verzögerungen im Bauablauf führen.

c. Da Nistkästen regelmäßig durch Fremdnutzer (Hornissen etc.) besiedelt werden, wird die 
doppelte Anzahl der Kästen empfohlen.

d. Übersichtsplan mit Kennzeichnung der artenschutzrechtlich relevanten Baumstandorte 
(Ingenieurgesellschaft agwa GmbH, Hannover, 24.04.2017)

6. Verwertung von Böden/Behandlung des Oberbodens

a. Boden (auch Oberboden), der keine mittelbare Verwertung im Plangebiet findet, ist auf den 
Parameterumfang der LAGA M20 TR Boden (2004) zu untersuchen. Der Boden ist gem. seiner 
Zuordnung zu verwerten. Sollten Überschreitungen einzelner Parameter (z.B. pH-Wert, TOC oder

Ähnliches) eine Verwertung des Bodens erschweren, so kann die untere Abfallbehörde durch eine
Entscheidung im Einzelfall ggf. die Zuordnung neu vornehmen.

b. Der Einsatz von Ersatzbaustoffen (z.B. Schlacke, Beton-RC, Mineralgemisch aus 
Abbruchabfällen) hat unter den Vorgaben der LAGA M20 mit der entsprechenden technischen 
Regel zu erfolgen. Das gilt auch schon für die Erschließung des Baugebietes.

c. Vorhandener Oberboden ist vor Baubeginn abzuschieben und einer ordnungsgemäßen 
Verwertung zuzuführen. Im Rahmen der Bautätigkeiten sind einige DIN-Normen aktiv 
anzuwenden (u.a. DIN 18915 Vegetationstechnik im Landschaftsbau – Bodenarbeiten, DIN 19731
Verwertung von Bodenmaterial, E-DIN 19639 Bodenschutz bei Planung und Durchführung von 
Bauvorhaben). Arbeitsflächen sind auf das notwendige Maß zu beschränken und angrenzende 
Flächen nicht zu befahren oder anderweitig zu benutzen. Boden ist im Allgemeinen schichtgetreu
ab- und aufzutragen. Lagerung von Boden ist ortsnah, schichtgetreu, in möglichst kurzer Dauer 
und entsprechend vor Witterung und Wassereinstau geschützt vorzunehmen (u.a. gemäß DIN 
19731). Außerdem ist das Vermischen von Böden verschiedener Herkunft oder mit 
unterschiedlichen Eigenschaften zu vermeiden.

7. Externe Kompensationsmaßnahmen

Das aus der Planung resultierende Kompensationsdefizit wird durch die Inanspruchnahme von 4.044

Werteinheiten (Ökopunkte) vom Ökokonto der Naturschutzstiftung Heidekreis GmbH ausgeglichen. Der
Ausgleich erfolgt anteilig auf Teilflächen der Flst. 11/1, 41/2 und 46/34, Flur 1, Gemarkung Moide.

Auf den Flächen wurden Ackerflächen nach entsprechender Vorbereitung des Oberbodens mit einer
Regio-Saatgut-Mischung eingesät und eine fachlich indizierte regelmäßige Pflege etabliert. Auf diese
Weise wurden die ehemaligen Ackerflächen in einen trockenen Borstgras-Magerrasen tieferer Lagen
(Biotoptypen-Code RNT mach von Drachenfels 2016) umgewandelt. Durch die mittels einer
Initial-Einsaat mit einem geeigneten zertifizierten Regiosaatgut unter Beimischung einer so genannten
Mahdgut-Übertragung aus dem Naturschutzgebiet Lüneburger Heide neu "geschaffenen"
Magerrasenflächen wurden insgesamt 275.700 Öko-Wertpunkte generiert. Dies ergibt sich aus der
Ausgangs-Wertstufe des Ackers (AS; 1), dem Zielwert des angelegten Biotoptyps (RNT; 4) und der
hierfür genutzten Fläche (91.900 m²). Die Umsetzung der Maßnahme erfolgte im Jahre 2013.

Die Sicherung der externen Kompensationsmaßnahme erfolgt über einen städtebaulichen Vertrag.

Derzeit sind im Offenlandanteil des Maßnahmenpakets noch weitere 17.642 Werteinheiten verfügbar.

Abb.: Lage der externen Kompensationsflächen (mit Kreisen gekennzeichnet), Kartengrundlage:
TK 25, M 1:25.000 i.O., © 2019 LGLN, RD Sulingen-Verden, Katasteramt Soltau

Abb.: Lage der externen Kompensationsflächen (rot umgrenzt), Kartengrundlage: DSK 10,
M 1:10.000 i.O., © 2019 LGLN, RD Sulingen-Verden, Katasteramt Soltau

Abb.: Lage der externen Kompensationsfläche (rot umgrenzt), Kartengrundlage: DSK 10,
M 1:10.000 i.O., © 2019 LGLN, RD Sulingen-Verden, Katasteramt Soltau

8. Belange der Bundeswehr

Das Plangebiet befindet sich im Interessengebiet der Luftverteidigungsradaranlage Visselhövede und in
einer Entfernung von etwa 11.200 m zum NATO-Truppenübungsplatz Bergen.
Aufgrund der Lage des Plangebietes ist - je nach Windrichtung und Windstärke - durch den militärischen
Übungsbetrieb mit Lärm- und Abgasemissionen zu rechnen. Beschwerden und Ersatzansprüche, die

sich auf die vom militärischer Übungsbetrieb ausgehenden Emissionen beziehen, werden nicht
anerkannt. Die Belange der Bundeswehr dürfen nicht beeinträchtigt werden.

9.       Baugrund

Das Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie (LBEG) wies mit Schreiben vom 19.07.2017 darauf
hin, dass im Untergrund der Planungsfläche wasserlösliche Gesteine in so großer Tiefe (> 500 m)
liegen, dass bisher kein Schadensfall bekannt geworden ist, der auf Verkarstung in dieser Tiefe
zurückzuführen ist. Es besteht praktisch keine Erdfallgefahr (Gefährdungskategorie 1 gemäß Erlass des
Niedersächsischen Sozialministers "Baumaßnahmen in erdfallgefährdeten Gebieten" vom 23.02.1987,
AZ. 305.4 - 24 110/2 -). Auf konstruktive Sicherungsmaßnahmen bezüglich Erdfallgefährdung kann
daher bei Bauvorhaben im Planungsgebiet verzichtet werden.

Nach den vorliegenden Unterlagen (Kartenserver des LBEG) steht im nördlichen Teil der
Planungsfläche lokal setzungsempfindlicher Baugrund an. Es handelt sich hierbei um anthropogene
Auffüllungen mit geringer bis großer Setzungsempfindlichkeit und geringen bis großen
Setzungsdifferenzen aufgrund wechselnder Steifigkeiten.

Bei Bauvorhaben sind die gründungstechnischen Erfordernisse im Rahmen der Baugrunderkundung zu
prüfen und festzulegen.

Für die geotechnische Erkundung des Baugrundes sind die allgemeinen Vorgaben der DIN EN
1997-1:2014-03 mit den ergänzenden Regelungen der DIN 1054:2010-12 und nationalem Anhang DIN
EN 1997-1/NA:2010-12 zu beachten. Der Umfang der geotechnischen Erkundung ist nach DIN EN
1997-2:2010-10 mit ergänzenden Regelungen DIN 4020:2010-12 und nationalem Anhang DIN EN
1997-2/NA:2010-12 vorgegeben. Vorabinformationen zum Baugrund können dem Niedersächsischen
Bodeninformationssystem NIBIS (https://nibis.lbeg.de/cardomap3/)  entnommen werden.

Die o.g. Ausführungen des LBEG ersetzen keine geotechnische Erkundung des Baugrundes.

10. Realisierung Pflanzgebot

Bei Nichtrealisierung der unter § 7 der textlichen Festsetzungen beschriebenen Pflanzmaßnahmen auf
den privaten Grundstücken kann die Gemeinde gem. § 178 BauGB den Eigentümer durch Bescheid
verpflichten, sein Grundstück innerhalb einer zu bestimmenden angemessenen Frist entsprechend den
nach § 9 Absatz 1 Nummer 25 a BauGB getroffenen Festsetzungen des Bebauungsplans zu
bepflanzen.

11. Kampfmittel

Für die Planfläche liegen dem Kampfmittelbeseitigungsdienst Niedersachsen die folgenden
Erkenntnisse vor:

Fläche A (WA-Gebiet)
Luftbilder: Die derzeit vorliegenden Luftbilder wurden nicht vollständig ausgewertet.
Luftbildauswertung: Es wurde keine Luftbildauswertung durchgeführt.
Sondierung: Es wurde keine Sondierung durchgeführt.
Räumung: Die Fläche wurde nicht geräumt.
Belastung: Es besteht der allgemeine Verdacht auf Kampfmittel.
Empfehlung Luftbildauswertung

Fläche B (öffentliche Straßenverkehrsflächen)
Luftbilder: Die derzeit vorliegenden Luftbilder wurden vollständig ausgewertet.
Luftbildauswertung: Nach durchgeführter Luftbildauswertung wird keine Kampfmittelbelastung 

vermutet.
Sondierung: Es wurde keine Sondierung durchgeführt.
Räumung: Die Fläche wurde nicht geräumt.
Belastung: Ein Kampfmittelverdacht hat sich nicht bestätigt.
Empfehlung: Kein Handlungsbedarf

Die vorliegenden Luftbilder können nur auf Schäden durch Abwurfkampfmittel überprüft werden. Sollten
bei Erdarbeiten andere Kampfmittel (Granaten, Panzerfäuste, Brandmunition, Minen etc.) gefunden
werden, ist die zuständige Polizeidienststelle, das Ordnungsamt oder der Kampfmittelbeseitigungsdienst
des Landes Niedersachsen bei der RD Hameln-Hannover des LGLN umgehend zu benachrichtigen.


